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Presse-Information
Bz, 08.05.2004

Die Forderungen der Verbraucherschützer nach dem Wertpapier-Crash:

Jetzt die Lehren aus dem Desaster ziehen!

Banken, Aufsichtsbehörden und Gesetzgeber müssen alles unternehmen, um die Sparer in Zukunft besser zu schützen. Verbraucherzentrale legt Forderungskatalog vor.
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Das Verhalten, vor allem auch der lokalen Banken, hat dazu beigetragen, dass die SüdtirolerInnen beträchtliche Lebensersparnisse – nicht nur in bekannten Crashs- sondern auch mit Aktienfonds, Lebensversicherungen, usw. verloren haben. Jetzt sei es wichtig, aus dem Verhalten der Skandalfirmen wie Cirio, Parmalat, Giacomelli usw. und der Banken und Wertpapiervermittler Lehren zu ziehen. Es geht darum, sicherzustellen, dass das Ersparte in Zukunft nicht in dunklen Kanälen auf Nimmerwiedersehen verschwindet. 

Der Geschäftsführer der VZS bei der Verbrauchermobil-Aktion

"Info-Bond" am 8.5.2004 auf der Bozner Talferbrücke.
Während die Lage der meisten Geschädigten immer noch äußerst unbefriedigend ist und die Banken nicht zu ihrer Schuld stehen, beginnt die Öffentlichkeit, die Wertpapierskandale schon wieder zu vergessen. Zurück bleiben Tausende Geschädigte KleinsparerInnen, die um ihr Erspartes, ja um ihre eisernen Reserven für Alter und Krankheit gebracht wurden.

Für die Verbraucherschützer sind die Fälle noch lange nicht ausgestanden. “Abseits von der beratenden Unterstützung der Geschädigten sehen wir unsere Aufgabe auch darin, dafür zu sorgen, dass sich diese Skandale nicht wiederholen” sagt Walther Andreaus, Geschäftsführer der VZS. Bei der Geldanlage, so Andreaus weiter, sei die soziale Dimension immer zu berücksichtigen. Daher sollen die Interessen aller “Aktionäre” die zu einer Gesellschaft gehören – also der Beschäftigten, der Kleinsparer, der Verbraucher, der Zivilgesellschaft und der Behörden in der Region, in der das Unternehmen angesiedelt ist, geschützt werden. “Rentabilität ist mit nachhaltiger Verantwortung zu verbinden”, so die Forderung der Verbraucherschützer. Daher fordern sie:
· Die Gemeinschaftsklage der Geschädigten (Class action) nach angelsächsischem Vorbild sollte in unser Rechtssystem aufgenommen werden.

· Die Aufsichtsbehörden (vor allem die Banca d’Italia und Consob) sollten unabhängig und effizient werden. Eine Beteiligung der Konsumentenvereinigungen ist angezeigt. Auf lange Sicht sollte eine gemeinsame europäische Finanzaufsicht eingeführt werden.

· Die Strafen für Finanzstraftaten und für Falschinformation sollten verschärft werden.

· Ein Verbot des Angebotes an private Anleger, die nicht spezifisch informiert sind, von Derivaten und Titeln ohne Rating ist einzuführen.

· Eine Informationspflicht über die Vermögenssituation der ausgebenden Unternehmen ist zu standardisieren.

· Die Verwaltungsgebühren sind an die effektiven Erträge und nicht – wie derzeit - an die verwaltete Summe zu binden, unabhängig von der Rendite.

· Die Informationsprospekte (Vorvertragsinformation) müssen klar und lesbar sein sowie juridisch bindende Angaben enthalten. Auch die Informationspflicht der Wertpapiervermittler während der Laufzeit der Geldanlage ist festzuschreiben.

· Die Politik muss mittels strenger Gesetze dafür sorgen, dass große Unternehmen ihre Wirtschaftsprüfer nach spätestens 4 Jahren wechseln und dass es eine Unvereinbarkeit zwischen Revision und Beratung gibt.
